Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 2423 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 147. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 6. Juni 1956 

1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 

Wittrode 20. April 1956, 15,20 Uhr, über dem Stadt- 

gebiet von Wiesbaden ein amerikanischer 
Düsenjäger die Schallgeschwindigkeit über- 
schritten und durch dieses Durchbrechen der 
Schallmauer eine donnerartige Explosion er- 
zeugt hat, durch die die Wiesbadener Bevöl- 
kerung in erheblichen Schrecken versetzt 
worden ist und in einzelnen Fällen sogar 
leichte Schäden an Gebäuden entstanden sein 
sollen? 

Trifft es zu, daß das amerikanische Luft- 
waffen-Hauptquartier bereits im Frühjahr 
1955 zugesagt hat, derartige Übungen über 
dem Stadtgebiet von Wiesbaden zu unter- 
lassen? 

Ist die Bundesregierung bereit, auf diploma- 
tischem Weg bei den Stationierungsmächten 
darauf hinzu wirken, daß sich derartige Vor- 
kommnisse in stark besiedelten Gegenden in 
Zukunft nicht wiederholen? 

2. Abgeordneter Wie lange noch wird ein großer Teil der 

Dr. Bücher Fernsprechteilnehmer in Schwäbisch-Gmünd 

unter Verzicht auf ein modernen Erforder- 
nissen entsprechendes Selbstwählamt an das 
zur Zeit bestehende Handamt angeschlossen 
bleiben? 

3. Abgeordneter Ist dem Bundesverkehrsministerium bekannt, 

Bauer (Würzburg) daß sich in den letzten Jahren zunehmend 

— vornehmlich auf der Bundesbahnstrecke 
zwischen Nürnberg und Frankfurt — Unfälle 
dadurch ereignet haben, daß vor allem nachts 
Personen aus fahrenden Zügen durch die 
Türen gestürzt sind und daß sich erst dieser 
Tage wieder ein Unfall solcher Art zugetra- 
gen hat? 


Druck: Buchdrudcerel Peter Meier, Bulsdorf/Slegburg 
A.llelavertrittb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheirallee SO 
Telefon S551 



4. Abgeordneter 
Bauer (Würzburg) 


5. Abgeordneter 
Bauer (Würzburg) 


6. Abgeordneter 
Brück 


7. Abgeordneter 
Josten 


Sind Erwägungen angestellt worden, ob bzw. 
auf welche Weise Vorkehrungen getroffen 
werden können, um in der Zukunft gewisse ^ 
technische Sicherungen gegen solche Unfälle 
zu schaffen? 

Entspricht die durch die Presse gegangene 
Meldung den Tatsachen, daß im Jahre 1951 
der damalige Chef der Bonner Polizei auf 
einen ausdrücklichen brieflichen Wunsch aus 
dem Bundeskanzleramt hin die Anzeige eines 
Unfalls, an dem der Fahrer des Herrn Bun- 
deskanzlers zumindest beteiligt war, nicht 
weitergeleitet hat? 

Hält die Bundesregierung — falls der Sach- 
verhalt zutrifft — diesen Weg der Einwir- 
kung aus dem Bundeskanzleramt im Hinblick 
auf die sonst übliche Praxis und nach rechts- 
staatlichen Gesichtspunkten für richtig? 

Hat die Bundesregierung die Vorgänge, die 
vor geraumer Zeit eine größere Zahl von 
deutschen Auswanderern aus Chile und nun- 
mehr Anfang April aus Paraguay wieder in 
die Bundesrepublik geführt haben, verfolgt? 

Waren amtliche Stellen bei der Anbahnung 
der Auswanderung in die genannten Länder 
eingeschaltet, und waren die Voraussetzungen 
und Entwicklungsmöglichkeiten vorher ent- 
sprechend überprüft? 

Was gedenkt die Bundesregierung in Zukunft 
zu unternehmen, um Auswanderer aus dem 
Gebiet der Bundesrepublik vor dem Verlust 
ihrer gesamten Habe und Existenz und den 
damit verbundenen Mühen und Enttäuschungen 
möglichst zu bewahren? 

Wann gedenkt die Bundesregierung die von 
weiten Kreisen der Bevölkerung geforderte 
Geschwindigkeitsbeschränkung im Straßen- 
verkehr einzuführen, damit im Jahre 1956 
die Zahl der Verkehrstoten (1955 = 12 255) 
und Verkehrsverletzten (1955 = 350 408) end- 
lich abnimmt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Richtlinien 
für die staatspolitischc Erziehung der Jugend 
dahingehend zu ändern, daß zukünftig auch 
Turn- und Sportlehrgänge als förderungs wür- 
dig anerkannt werden und dadurch auch 
Sport verbände für solche Lehrgänge Zuschüsse 
aus dem Bundesjugendplan erhalten können? 
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8. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


9. Abgeordneter 
Ritzel 


10. Abgeordneter 
Ritzel 


11. Abgeordneter 
Hübner 


12. Abgeordneter 
Kirchhoff 


13. Abgeordneter 
Brück 


Hat das amerikanische Hauptquartier bisher 
in keinem einzigen Falle die Zustellung einer 
Unterhaltsklage an einen amerikanischen Sol- 
daten mit Erfolg weitergeleitet? 

Haben die deutschen Gerichte erst nach Mona- 
ten nur ein hektographiertes Schreiben be- 
kommen, worin mitgeteilt wird, daß der 
beklagte Kindesvater nach Amerika versetzt 
oder nicht auffindbar sei? 

Was wird die Bundesregierung tun, um sicher- 
zustellen, daß der Truppenvertrag loyal durch- 
geführt wird? 

Bis wann sind durchgreifende Maßnahmen zu 
erwarten, um zu verhindern, daß weiterhin 
Störungen beim Empfang von UKW-Sen- 
dungen durch nicht störungungsfreie Autos, 
Motorräder und Mopeds erfolgen? 

Wie viele uneheliche Besatzungskinder gibt es 
heute in der Bundesrepublik Deutschland? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um beim Vorliegen eines rechtskräftigen Urteils 
eines deutschen Gerichts, das die Vaterschaft eines 
Soldaten der fremden Streitkräfte und seine 
Unterhaltspflicht feststelk, zu bewirken, daß 
der Kindesvater seinen Verpflichtungen auch 
nachkommt? 

Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn in ab- 
sehbarer Zeit wie vor dem Kriege, einzelne 
oder sämtliche F~Züge über Zugfunk an das 
öffentliche Fernsprechnetz anzuschließen, um 
damit den Reisenden die Erledigung von 
Ferngesprächen während der Fahrt zu ermög- 
lichen ? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister bereit, von 
der Nachforderung der Einkommensteuer bei 
Rentnern, die oftmals eine außerordentliche 
Härte bedeutet, generell abzusehen oder zu- 
mindest den Finanzämtern eine großzügige 
Behandlung eingehender Erlaßanträge zu emp- 
fehlen, und den in Betracht kommenden 
Personenkreis in geeigneter Weise au^ die 
Möglichkeit von Erlaßanträgen hinzu weisen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
damit der durchgehende Reiseverkehr zwischen 
Jünkerath und Malmedy über Losheim wieder 
auf genommen werden kann? 
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14 Abgeordneter 
Dr. Stammberger 


15. Abgeordneter 
Faller 


16. Abgeordneter 
Dr. Bücher 


17. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


18. Abgeordneter 
Maier (Freiburg) 


19. Abgeordneter 
Schmidt 
(Gellersen) 


Welche gesetzgeberische Initiative gedenkt der 
Herr Bundesminister für besondere Aufgaben 
Dr. Schäfer nunmehr zu ergreifen, nachdem 
er sich jahrelang mit dem Problem des Mittel- 
standes als Sonderaufgabe beschäftigt hat? 

Wann gedenkt der Herr Bundesfinanzminister 
den Beschluß des Bundestages vom 22. März 
1956 durchzuführen, der die Aufhebung der 
Verwaltungsanordnung vom 30. August 1955 
betreffend die abgabefreie Einfuhr von Kaffee 
und Tee im großen Reiseverkehr verlangt? 

Trifft es zu, daß die französische Armee 
beabsichtigt, die Kommunisten unter den fran- 
zösischen Soldaten auszusondern und in Deutsch- 
land zu verwenden, und welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, dieser Absicht, falls 
sie besteht, entgegenzutreten? 

Ist es richtig, daß bei dem Vortrag, den der 
Präsident der Deutschen Akademie für Sprache 
und Dichtung, Hermann Kasack, im Goethe- 
Haus in Rom über Oskar Loerke hielt, kein 
Vertreter der Deutschen Botschaft In Rom 
anwesend war? 

Was hat die Deutsche Bof schaft in Rom amt- 
lich unternommen, um den Aufenthalt 
Kasacks in Rom für den deutsch-italienischen 
Kulturaustausch fruchtbar werden zu lassen? 

Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung 
für den Fall von Massenentlassungen deut- 
scher Bediensteter bei alliierten Dienststellen 
getroffen, um den Betroffenen eine Weiter- 
beschäftigung zu ermöglichen? 

Sieht die Bundesregierung, insbesondere für 
den Kreis der älteren Angestellten, eine bevor- 
zugte Übernahme dieses Personenkreises in 
die aufzubauende Wehrverwaltung vor? 

Hat die Bundesregierung für die in alliierten 
Diensten Verbleibenden vertragliche Ab- 
machungen getroffen, daß die Betroffenen 
die gleichen Vertrags rechte erhalten wie die 
in öffentlich-rechtlichen Körperschaften Be- 
diensteten? 

Hält es der Bundesfinanzminister mit Rück- 
sicht auf die Feststellungen der Bund sregie- 
rung zur Lage der Landwirtschaft und die 
Maßnahmen im Grünen Bericht sowie die in 
Aussicht genommene Umsatzsteuerbefreiung 
für richtig, 
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20. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


21. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


22. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


23. Abgeordneter 
Kahn-Ackermann 


a) daß im Kreise Ahaus mit Datum vom 
27. April 1956 Umsatzsteuernachzahlungs- 
bescheidc für sieben Jahre (1949 bis 1955) 
an landwirtschaftliche Kleinbetriebe zu ge- 
stellt wurden, weil das Finanzamt vergaß, 
diese steuerlich zu erfassen, 

b) daß die Nachzahlung innerhalb Monats- 
frist zu leisten ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Hochseefischerei steigende Schwierigkeiten bei 
der Bemannung ihrer Schiffe hat? 

Welche Maßnahmen kann die Bundesregie- 
rung ergreifen, um die Nachwuchsschulung 
entsprechend zu unterstützen ? 

Hat die Bundesregierung schon einmal die 
Frage geprüft, ob es nicht zweckmäßig wäre, 
auch den Beruf des Hochseefischers zum 
Lehrberuf mit vorgeschriebener Ausbildung 
zu erklären? 

Wie weit fördert die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang den Plan der Jung- 
fisdher schulen, und welche Unterstützung kann 
sie diesem Plan angedeihen lassen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in dem 
Oxford-Atlas der königlich-geographischen 
Gesellschaft in England die Sowjetzone als 
ein selbständiger Staat dargcstellt ist, die Oder- 
Neiße-Linic als feststehende Grenze erklärt 
wird und die deutschen Ostgebiete eindeutig 
als feste Bestandteile Polens gekennzeichnet 
sind ? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den zu- 
ständigen britischen Stellen vorstellig zu werden 
und eine Klärung bzw. Beseitigung dieses 
Tatbestandes zu veranlassen? 

Ist damit zu rechnen, daß das ehemalige 
Marinclazarett in Bremerhaven wieder in 
deutsche Hände gelangt, oder welche Ab- 
machungen und Absichten bestehen hinsicht- 
lich der Verwendung dieser Anlage? 

Besteht gegebenenfalls die Möglichkeit, die 
Anlage für zivile Zwecke freizugeben ? 

Trifft es zu, daß die Regierung der Republik 
Indien die Bundesregierung ersucht hat, nach 
Möglichkeit Plätze für 5000 Praktikanten und 
Studenten in der Bundesrepublik zu ver- 
mitteln? 

Was hat die Bundesrepublik der indischen 
Regierung auf diese Bitte geantwortet? 
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Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Regierung der sowjetisch besetzten Zone un- 
mittelbar nach einer angeblich ablehnenden 
Antwort der Bundesregierung der indisdien 
Regierung 2000 Frciplätze angeboren hat? 

24. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 

Schmitt kannt, daß die zweite Fahrbahn der Autobahn 

(Vockenhausen) Frankfurt (Main) — Köln zwischen dem „Wan- 
dersmann” und drm Flughafen Frankfurt 
immer nodi nicht benutzt wird? 

Welches sind die Gründe dafür und wann 
rechnet der Herr Bundesverkehrsminister dar- 
mit, daß die zweite Fahrbahn in Betrieb 
genommen wird? 

25. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, was sie getan 

Ritzel hat, um endlich den seit 1948 bestehenden 

Boykott gegen die deutsche Diamantindustric 
zu beheben. Noch immer gilt das belgische 
Ausfuhrverbot für Rohdiamanten nadi der 
Bundesrepublik. 

Hat die Bundesregierung nach der Erlangung 
der Souveränität der Bundesrepublik sidi 
bemüht, den Boykott aufzuheben? 

Ist dem Herrn Bundesfinanzmitsister bekannt 
und billigt er, daß die „steuerschädliche Be- 
arbeitung” im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 
allein aus der Sdiriftform der Rechnungs- 
Stellung abgeleitet wird? 

Ist der Herr Bundesfinanzminister der Meinung 
und hält cs für Recht, daß die Großhandels- 
Umsatzsteuer dann gegeben ist, wenn die 
Rechnung die Beträge für jeden Posten ein- 
zeln ausweist, während die Einzelhandels- 
umsatzsteuer erhoben wird, wenn bei dem 
gleichen Gesdiäftsvorfall die Rechnung unter 
Aufführung der einzelnen Posten nur auf den 
Gesamtbetrag lautet? 

Ist dem Herrn Bundesfinanzminister bekannt, 
daß diese letzte Form der Rcchnungstellung 
ohne weiteres umgangen werden kann und 
sie nur erfolgt, um dem Empfänger die 
Rechnungsprüfung zu erleichtern? 

Ist eine Entscheidung, die in einem rechts- 
kräftigen Anfechtungs verfahren vor einem 
Oberfinanzpräsidium aus gleichem Grunde 
am 13. April 1940 entschieden worden ist 
und zu Gunsten des Steuerschuldners wirksam 
wurde, weiter rechts wirksam? 

Bonn, den 1. Juni 1956 


26. Abgeordneter 
Wehr 
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